
 

 

Die Finanz- und Wirtschafts-

krise ist längst nicht vorbei, 

doch es wird bereits ein fröhli-

ches „weiter so“ angestimmt. 

Manche Arbeitgeber fordern 

erneut Lohnkürzungen und Ur-

laubsverzicht. Banken verwei-

gern Kredite für Betriebe, aber 

für die Bänker-Boni reicht es 

schon wieder. Vielen Arbeit-

nehmern hingegen stehen die 

schwierigsten Monate erst 

noch bevor. Die Prognosen für 

den Arbeitsmarkt sind düster. 

 
Umverteilung in die Krise 

Zentral für den Kollaps ist, 

dass sich die Finanzmärkte 

immer weiter von der Real-

wirtschaft entfernt haben. Es 

wurde spekuliert statt inves-

tiert. Begleitet wurde dies von 

einer gigantischen Umvertei-

lung von unten nach oben, 

was zu einer weiteren Vermö-

genskonzentration führte. So 

war immer neues Geld für Ca-

sino-Spiele vorhanden. 

Allein zwischen 2000 und 

2007 ist das Volkseinkommen 

in Deutschland um 19,9 % 

gestiegen, die Unternehmens- 

und Vermögenseinkommen 

sind mit plus 51,6 % geradezu 

explodiert. Die Reallöhne je-

doch sind von 2000 bis 2008 

um fast 12 % gesunken, was 

im EU-Vergleich noch alarmie-

render wirkt (s. Grafik). 

Diese Entwicklung ist das Er-

gebnis jahrzehntelanger ein-

seitiger Politik. In Deutschland 

markiert der 9. September 

1982 einen Meilenstein: Das 

„Lambsdorff-Papier“ erblickte 

das Licht der Welt. Dort ist das 

Drehbuch vorgegeben, das mit 

zur Krise beigetragen hat: Ent-

lastung von Unternehmen und 

Reichen (u.a. bei der Vermö-

genssteuer, Befreiung der Be-

triebe von „staatlichen Belas-

tungen“) und Belastung von 

Arbeitnehmern (u.a. Begren-

zung Arbeitslosengeld auf     

1 Jahr, Anhebung Rentenein-

trittsalter, Selbstbeteiligung 

bei der Krankenversicherung, 

restriktive Lohnpolitik). 

 
Nichts gelernt? 

Doch für viele ist die Krise nur 

ein „Betriebsunfall“, der an 

ihrer Politik wenig ändert. 

Im Gegenteil befeuert die Ver-

einigung der Bayerischen Wirt-

schaft (vbw) die Krise mit ih-

ren aktuellen Forderungen 

noch: Der Arbeitsmarkt müsse 

Experten rechnen mit stei-

gender Arbeitslosigkeit im 

Herbst; was also tun? Ganz 

einfach, sagt der Ökonom 

Lesch vom Institut der deut-

schen Wirtschaft, ein Lohn-

verzicht müsse her. Denn er 

schütze vor Entlassungen 

und verbessere die Gewinn-

situation der Firmen. Welch 

origineller Gedanke! Dass zu 

viel flüssiges Kapital die Fi-

nanzkrise mit ausgelöst hat, 

ist zu kompliziert und kommt 

im Bausatz der schlichten 

Antworten nicht vor. 

Ein anderer Großökonom, 

Hans-Werner Sinn, sagt in 

„FOCUS-online“ zum x-ten 

Mal, die Deutschen seien 

„einander zu teuer“. Die Fol-

ge: „Sie (die Deutschen) 

kaufen zum Beispiel touristi-

sche Leistungen im Ausland, 

weil solche Leistungen in 

Deutschland zu teuer sind.“ 

Bisher dachten wir schlichten 

Gemüter, man fährt in den 

Urlaub, weil es dort Sachen 

gibt, die zuhause fehlen: al-

so einen stabilen Sommer 

oder alte Pyramiden. 

Ach, bliebe mancher Homo 

oeconomicus doch einfach 

für immer im Urlaub, um 

dort die billigen Leistungen 

zu kaufen, welcher Unsinn 

bliebe uns zuhause erspart! 

 

    Der Irrweg kann kein Ausweg sein 

zu einem „echten Markt“ und 

die Arbeitslosenversicherung 

eine „Basisversicherung“ wer-

den, Senkung der Steuern für 

Unternehmen, Ausbau privater 

Altersvorsorge, Umstellung 

der Pflegeversicherung auf ein 

kapitalgedecktes System. Die-

se Liste ließe sich fortführen. 

Die Konsequenz dieser Vor-

schläge: Die Umverteilung von 

unten nach oben geht weiter 

– Arbeitnehmer sollen weiter 

bluten, Unternehmen und Rei-

che weiter entlastet werden. 

 
Die Entscheidung 

Bei der Bundestagswahl steht 

eine wichtige Entscheidung 

an: Für eine Politik, die Spiel-

räume für Arbeitnehmer ver-

größert. Oder für eine Politik, 

die alte Fehler fortschreibt, 

Arbeitnehmer zusätzlich be-

lastet und so die Binnennach-

frage schwächt – und damit 

den Ursachen der Krise neue 

Nahrung gibt. 
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